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Berlin sollte Tarifverhandlungen  
nicht direkt beeinflussen 

  

Diese Woche trafen sich Gewerkschaften und Unternehmerver-
bände im Kanzleramt zu einer von Kanzler Olaf Scholz einberu-
fenen „Konzertierten Aktion“ zusammen. Weitere Treffen dürften 
folgen. Ziel ist die Verständigung darüber, wie angesichts der ho-
hen Inflation eine Preis-Lohn-Spirale verhindert werden kann.  

Das weckt Erinnerungen an die Konzertierte Aktion, die 1967 
nach dem Abgang Ludwig Erhards ins Leben gerufen wurde. Ein 
abgestimmtes Verhalten zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern, 
Regierung und Bundesbank sollten einen hohen Beschäftigungs-
stand, stabile Preise und ein angemessenes Wirtschaftswachs-
tum absichern. Damals wie heute fürchteten nicht nur die Ge-
werkschaften um das hohe Gut der Tarifautonomie. Die Konzer-
tierte Aktion scheiterte in den 1970er Jahren inmitten wilder 
Streiks. Auch das 1999 durch die Regierung Schröder ins Leben 
gerufene Bündnis für Arbeit war eher ein Misserfolg.   

Nur ein Griff in die wirtschaftspolitische Mottenkiste? 

Die akute Gefahr einer Preis-Lohn-Spirale im Sommer liegt auf 
der Hand. Die EZB hat es zugelassen, dass sich die Inflationser-
wartungen verselbständigten, die Reallohnverluste der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sind so hoch wie seit Jahrzehn-
ten nicht, und der Arbeitsmarkt ist leergefegt.  

Miteinander sprechen ist nie verkehrt. Wenn es zumindest ge-
lingt, ein gemeinsames Verständnis über die Herausforderungen 
zu erlangen, dann ist schon etwas erreicht. Aber die Erwartungen 
sollten nicht abheben. Wahrscheinlich verläuft auch die Konzer-
tierte Aktion 2.0 im Sande.  

Alle Beteiligten sind sich einig, dass an der Tarifautonomie nicht 
gerüttelt werden solle. Das bedingt aber auch, dass selbst wenn 
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auf zentraler Ebene eine Übereinkunft über den einzuschlagen-
den Weg erreicht würde (was unwahrscheinlich genug ist!), gibt 
es keine wirksamen Mechanismen, dies in den dezentral geführ-
ten Lohnverhandlungen durchzusetzen.  

Noch schwieriger dürften Maßhalteappelle auf Unternehmens-
ebene umsetzbar sein. Dafür sind die Firmen zu unterschiedlich 
von den angebotsseitigen Preisschocks betroffen. 

Nicht die Gießkanne auspacken!  

Gewissermaßen als „Schmiermittel“ für Lohnzurückhaltung 
wurde seitens der Politik ein „Inflationsbonus“ ins Spiel gebracht: 
eine steuerfreie Einmalzahlung an alle Beschäftigten. Davor ist 
zu warnen. In Anbetracht der großen Unsicherheit und des täg-
lich wachsenden Risikos einer Rezession sind Einmalzahlungen 
statt irreversible Tariferhöhungen prinzipiell zu befürworten.  Aber 
das Risiko, dass diese Steuergeschenke wirkungslos verpuffen 
ist groß. Das müssen die Tarifparteien unter sich ausmachen. 

Zudem ist ein steuerlich begünstigter Bonus sozial wenig zielge-
richtet. Der Chefvolkswirt der LBBW profitiert davon, braucht die 
Unterstützung aber nicht. Arbeitslose, Rentner und Studierende 
gehen dagegen leer aus.  

Wenn die Regierung knappe öffentliche Mittel einsetzen will, 
dann bitte sozial ausgewogen. Besser wäre eine direkte Zahlung 
an diejenigen, die an der galoppierenden Energiepreisinflation 
am meisten leiden. Das Institut der Deutsche Wirtschaft schätzt, 
dass die Zahl der Haushalte, die unter „Energiearmut“ leiden ra-
sant gestiegen ist (siehe Abbildung). Dort wird Hilfe gebraucht. 
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